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R EPUBLIK ÖSTERREICH I 
Präsidium des N9.tionalrates I 

I Z;.· .. iii:~.~.$ .q(.:. ß ... -/'!/?/t61 
I - If "I 

91. ............. ........... ....... .... .... i 

An den 
Datum ... . ~l~ .. ~.~~. ~ ....... , ......... I 

Präsidenten des ~ationalrates 

Ich beehre mich, in der Anlage den ':rätigkei tsbericht des 

Verfassungsgerichtshofes f ür das J ahr 1975 dem ~ationalrat 

gemäß § 21 Abs. 1 des Geschäftsordnungsgesetzes 1975 vorzulegen. 
Der Tätigkeitsbericht des Verfassungsgerichtshofes für 

das Jahr 1975 ".vurde der Bundesregierung in ihrer Sitz.ung am 
2. Lärz 1976 zur Kenntni s gebracht. 

Zu den einzelnen Ausführungen im Tätigkeitsbericbt des 
Ver:as$ungsgerichtshofes erlaube ich mir, folgendes zu be­
r.1erken: 

I. Abermals weist der Verfassungsgerichtshof einleitend 
auf das stetige Ansteigen des Ei nlaufens an Rechtssa.chen hin. 
Eine Ubersicht über die letzten Jahre zeigt folgendes Bild: 

Ange f allene RE0htssacben 

Art der Rechts- in de~ 1969 1970 1971 1 97~ 1973 1974 1975 
sache Jahren 

A (.Art. 137 1?,..~l1) 7 
R R (Pxt. 12G~ B-VG) 
?: I (Art. 138 Abs.1 B- VG ) 1 

K II (Art.138 Abs.2 B- 1G ) 2 
V (Art. 139 B-VG) 20 
G (Art. 140 B-VG) 38 
\;1 I (Art. 141 B-VG ) 5 
] 11 (Art. 141 B-VG) 
E (Art. 142 u. 143 B-VG) 

B (Art. 144 B-VG) 387 
BVö (Art. 145 B-VG ) 

Gesamt 46 0 

15 '7 
I 

7 2 

3 
34 36 
38 42 

12 9 
1 

699 373 

8Q9 469 

21 

1 
", f _ 

4 

297 

433 

20 

1 

33 
37 

1 

365 

457 

14 

3 
1 

14 

30 
6 

1 

407 

476 

'10 

4 

1 

41 

40 

1 '1 

1 

537 

645 

• 
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Die durch die Bundes-Verfassu~gsgesetznovelle BGBl.Nr. 302/1 975 
orfolgte Erwe i t;er'ung der Zuständigkei t da s Verfass-~.mgsgerichtst '.) [e 3 

z'J.r ?r:.ifung "'[:)D V8ro:.:-dr.ungen und Gesetzen Buf Gru:::d von Bcschv.erden 

einzelner Perso~en l~ßt - zumindest vorUberge hend - ein Ansteigen 

der sogenannter: 7-und G-:Fälle (Art. "139 und 140 B-VG) eri'lSrte :c . 
Be.:'eits ir: meinem :3ericht an den l':atior:alrat über den 'rätig­

'r:eitsbe::,ichties 7eri'assur.gsgerir.htshofes für das Jahr 1974. (BKA- GZ 
G01442/5-VI/1/74 vom 1. Juli 1975) ~urde auf 6iese zusätzliche 

~rb2itsbelast~r:; des VerfasGungsGerichtshofes binge~iesen und aus-
geführt, daß ~berle31.l:n,cen erforderlich sein werden, If'llie der mit 
dem Alistau der Rechtsschutzeir.richtunben verbunder:en Arbeitsbe­
lastung des Verfas5ungsgerichtshofcs durch organisatorische Vor­
kehrUI:sen oder' ·:lurch eir.e I~euverteilung der Zustiindigkei ten z'JJischen 

d:;r: GerichtshCi'er. öffer"tlichen Rechtes be[egnet werden kann". 

Inzwi.schen 'J:urden entsprechende Besprechungen mit dem Verfassungs ­

seric::tshof geführt, die aber noch nicht abgeschlossen sind. Im 
Rahmen der beabsichtigten Keukodifizierur.g des Verfassungsgerichts­

hofgesetzes, die allerdings nicht in der allernächsten Zukunft 
c.'. .. L!'chge führt ~~;erden kanr:, wird auch die se Frage im :::;invernehmen mi t 

dem VerfassunGsgerichtshof zu prüfen sein. 

11. unter Punkt 11/1 seines Tätigkeitsberichtes weist der 
7erfassungsgerichtshof auf die Problematik der Kundcnachu~nvon 
Verordnungen durch die Gemeinden hin. Der Verfassucgsgerichtshof 
-regt an, die Li;nde-r darauf hinzu·,;reisez;., :ldaß Verordr.uDgen der Ge­
~ei~der: den Normunterworfenen-zugäLglich seiL sollenlI. Dieser An­
r'e gl1ng vmrde dG.I'ch eirJ.c J~ote des Bundes"kanzJ.-ara.mtez-Verfassun;ss-

dieLst vom 10. Peber 1976 , GZ 601442/1-VI/1/76, entsprochen. ~it 
dieser Note .:,rt.lrc1er;. die Bemerkunger. des '!erfasst..:ngsge:. ... ichtsb.ofes 
den L~ndern mitsoteilt und die Lgnder UD die F=U!ung der Frage, in 
·,' . .'elchcr ';;ei8e ,1en _\nreguncen des Verfassungsg=:richtshofes RE:chnung 

ge tragen werde~ könnte, ersucht. 

III. Der '!8r fass-u.ogsgericht shof regt ;lnt01~ }.)unkt I1/2 die Kl ar-· 
stellung an, da.3 jedermann Anspruch auf Ein~it~nt in der:. Aktenver­
merk betreffend ciie Anbringung eines Verkehr~~2,,=ichens (§ 44 StVO) 
hat. Diese Anregung vmrde an 'das Bundesminü:'+:eriur.: für Ver~ehr 
::e i ter5e lei tet. Dc.3 Bunde s~ir.i s tcri um fiir ','E; l'l'.eh::, n:..J:; r:ti t~c"C ei l t , 
daß es sicb bemühen werde, eine entsprec~lende klars tellende Be -
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stimmur:g noch im Zuge der parlamentarischen Bsratur~gen über die 

Regierur..6sv(r13~e einer 6. St:vO-rovelle in diese Kovelle aufzu­

nehmen (vergleiche 23 der BeilaGen zu den stenographischen 

?rotokollen des Katio~alrates, XIV. GP). 
IV. Hinsichtlich der vom Ve~fassuDgS{erichts~ofvorgebrachte~ 

Anregung, "daS die Landesc;esetze die :Fr&.2;8 der Kollision von ForClen 

ceE Grundverks::rs und l'.orl:len eier örtlicher! i\.au.mpla!lUns Qu:['ch ein­
deut iße KollisioIJsr.ormeL löser; soll tenn, '.'."JrOen die Li;;nder eben­

falls durch die unter II angefü~rte rote ~~terrichtet. Die Ange­

le3eLheit fällt ausschließlich in die Gesetzgebung der Länder. 
V. Wie bereits hervore;ehoben, besteht eiie Absicht eine Neu­

kodifikation des Verfassungs;erichtshofgesetzes durchzuführen. Diese 
Kodifikation wird im Ei~vernehmen mit dem Verfass~ngsgerichtshof 

durchgeführt. Der: Anregungen des Verfassungsserichtshofes soll dabei 
so weit als möSlich Rechnung getrager.. werden. ~as im besonderen die 

Fraf!e der Jus.tizvcrwal tung C'..nlangt, so ist die Haltung der 3undes­
regierung zu dieser Fra?;8 bekar:nt; sie wurde im Zusammenhang mit 
der Verabschiedung des BundesmiListeriengesetzes 1973 dahingehend 
klarge stel~t, daß der status auo i~ dieser Angelegenheit beibehalten 

werden soll. Es wird der klinftigen Prüfung vorbehalten bleiben, ob 
e3 notwendig ist, diesen status auo durcD cDtsprecbende ve~fassungs­
gesetzliche Bestimwung~n abzusichern. 

197& 

BeilaE~ 
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VE ~fA S 5U N GSGERJC HTSH O f 
1\)~ O WIEN, JUDENPLATZ 11, TEl. 6:;7 91 

,1-Präs/76 

, , 

." Bericht 

\vi en., am 4. Februar :1976 

J j : • , ••• 

.. ' • :. '.' • (_'- i. ~ 

• ~ t ,+. • I. I' • 

. • . r' I "':' 

" 

über I,Hf': 'Ititigkei. t uos Verfas3ungsgeri0ht.~hl)fes 

im Jahre 1975 , . ' .. , 

-
I. 1.) Der Verfassungsgeric h tshof hat im Jahre 1975 v i 6r 

öffentliühe Sessionen abgehalten . Insgesamt \f u r de a n 68 Tagen 

v~·rhandelt und beraten (1974 an 64 Tagen). flarunter waren i m 

Berichtsjahr an 10 ragen nichtöffentliche Sitzunge n . 

Im Berichtsjahr fielen 645 Rech tsfäl l e an . 4. 44 ae c h ts­

fälle wurden endgültig entschieden . Am End e des Jahres waren 
" 

453 Fälle ' offen für 1976 . 

Die folgende Übersicht macht die Be lastung d ~ s Gerichts­

hofes klar: 

--------~-----------------------------------~------,------ -----------

t.Tahr 

1972 
1973 
1974 
1975 

angefallen 

433 
.. 457 

476 
61i5 

-, , 

erledigt 

577 
444 

':560 
4 114 

. - . ( 

. , 

. offen am 
' :~; :jahr~send e 

. . , ,. "": ' ...... i ~ ,.. " .. , , . . 123 ' 
. "~ ,," : '13 6 " ' 
., . ~ ... ~ ., 

252 

.... ' . 
,2.) ,. Die Übersicht ze ig t ein stetes Ansteigen des Einlau­

fe~ i n dea letzten Jahr~n, einen Rückgang der Erledigungen und 
, ' 

damit ein Ansteigen der am Jahre sende offenen Fälle~ Der Ge-

richtshof wa r - so wi e im Vorj ah r - a uch i m Jahre 1975 mit 

I 
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mehreren großen Prozessen belastet, deren Erledigung ungewöhn­

lich viel Zeit beanspruchte. Dazu kommt, daß der Verfassungs ­

gerichtshof in steigendem Maße mit außerordentlich schwierigen 

Rechtsfällen befaßt wir~. 

3.) Für die Bearbeitung der Fälle standen während des 

Jahres f ünf ständige Referenten zur Verfügung. Jeder dieser 

Referenten hat i~ Jahre 1975 rund 90 Fiille zur Entscheidung 

g~bracht. 

An Verwaltungspersonal standen dem Verfassungsgerichts­

hof 24 Be dienstete zur Verfügung: Der Präsidialsek~etär und 6 
weitere Juristen, 12 Kanzlei- und Schreibkräfte sowie '5 Be­

dienste te in handwerklicher Verwendung, wie Reinigungskräfte, 

Chauffeur und Druck~r. 

Die'Erfahrungen des Gerichtshofes im Berichtsjahr geben 

Anlaß z u folgenden Anregungen und Bemerkungen: 

1 .) Mehrere im Berichtsjahr d~rchgeführte Verfahren zur 

Prüfung von Verordnungen der Gemeinden (V 5,6/75, V 7/75) ba-
.. 

ben ge zeigt, daß die Regelung sowie die Praxis der Kundmachung 

. ' 

von Verordnungen der Gemeinden unbefriedigend ist. Dies führt e 

nicht n ur für die Parteien, sondern auoh für den Verfassungs­

gerichtshof zu Schwie!igkeiten bei der Feststellung des gel­

tenden Reohtes . Der Verfassungsgeriohtshof regt daher an, di e 

Bundesregierung wolle die Länger darauf hinweisen, daß Ver­

ordnungen der Gemeinden den Normunterworfonen zugänglich sein 

sollen. Auoh der Weg dar Normerzeugung sollte ' für den Norm- - , 

unterworfenen einsichtig sein, so daß noch zu einem späteren 

Zeitp~nk·t z . B. Tatsache und Dauer des Anschlages an einer Amts­

tafel fes tge stellt werden können. Jedenfalls sollte der Ver­

fassungsgerichtshof die Möglichkeit haben, den Vcrgang bei der 

Kundmachung de r Veror~nung einer Gemeinde zu ü~erprülen, i n s­

~e sondere de r Kundma chungsvorgang sol l te auch nachträglich 

~o6h eins i chtig sein. 

2. ) Die Beschwerdesach e B 169/74 gibt Anlaß zur Anre- ' . 

gung, der Gesetzg3ber möge klar stellen, duG jedermann Anspruch 
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auf Einsicht i n d a n Akt env ermerlt betrefleno die Anbring ung eine;:-. 

. Verkeh~szeichens (§ 44 stvo 1 960) hat . Der Verfas s u n g s gerichts ­

hof weist darauf bin, daß aer Verwaltungsgerichtshof in s e inem 

Erkem:tni s v om 4 .10.1974 , Zl . 1048/73, ausgeführt hat , d aß we­

der aus § 4 4 stvo 1960 noch aus den §§ 2 und 3 ABGB n och a u s 

Art. 1 8 Abs. 2 TI-Va entno~men ,·;erd en kann, daß cl 8m Normunte ::-­

worfen~n ein RAcht auf Binsicht in die Akten Uber die Erlas sung 

von Verordnungen, insbesondere ~olcher nach § 44 stvo 1960 zu­

s teht . 

3 .) Dio Behandlung v on Beschwerdefällen aus dem Be reiche 

de s Grund v erkehrsrechtes gib t Anla~ zur Anregung, daß aie Lan­

d es g e setzgeoer die Frage der Kollision von Normen des Grundver­

kehrs und Normen de::- örtlichen Raumplanung durch eindeutige 

Ko llisionsnormen lösen sollten. 

4 . ) Der Verfassungsgerichtshof hält nach wie vor eine 

systematische Gesamtreform des Verfassungsgerichtshofgesetze s 

für dringend notwendig. Diese Gesamtreform hätte eine Änderung 

von Verfassungsbestimmungen, wie sie vom Gerichtshof am 27.0k­

t obe r 1975 zur Zl.305 - Präs/75 insbesondere für die Sicherung 

d er Unabhä n gigkeit 1m Bereiche seiner Justlzverwaltung (Art. 66 

Abs. 1 , Ar t . 147a und Art . 147b B-VG) und für seine Entlas t un~ 

(Änderung des Art . 111:4 B-VG) gemaeat worden sind, -;:ni t zu um­

fassen. 

Der Präsident : 

Dr. A n ton i 0 1 1 i c.b. 

'" 

f 
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offen 
aus 
1973 

offen 
aus 
1974 

neu 
ange-
fallen 
,1975 

~ 

erle-
digt 
1975 

offen 
T" _ur 
1976 

Verfassungs gerichtshof 

Kla-
gen 
nach 
Art. 
137 

1 

10 

10 

1 1 

10 

Tabelle 

über den Anfall und die Erledigung der Rechts s achen 

im Jahre 1975 

I -,-
Kompe~:nz~nt-I Ver- Ge- Wahl- I1an- An- Be-

s cne lQ u-l1gen ord- set- an- dats- kla- schwer-
nach nungs- zas- fech- I ver·- gen Iden 

Art. Ar t . 138 prü- prü- tung lust nach nach 
126a Abs. 'Abs. fung fung nach nach Art . Art. 

nach nach 142 ' 144 1 2 Art. Art. Art. und 
139 140 141 143 

- - - - - - - - 16 

- 2 1 3 6 1 - - 212 ' 

- 4 1 41 40 11 1 - 537 

- 4 1 32 36 9 1 - 350 

- I 2 1 12 10 3 - - 415 

I 

*) in öfftl . Sitzung 231 
in nö. Sitzung 213 

444 
===== 

f' 

~ 

Zu-
SB.millen: 

17 

235 
~ 

-
645 -

. 

4-44 *) 

453 
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i~-
an- neu. Ver- offen am 
hän- ange- erle1igt wurden in fah..., oder 31 .12

f gig gig faI- ren noch 1°'7<=; -, .., 
aus aus len un- nicht insge-
1973 1974 1975 öfftl.Si t'zung niL Sitzung ter- ver - sa:nt 

statt- abge- stb.tt-jabge-!zu- bro- hana. - ar.\ -zu- ehe!! lun!§;s- hb.!'.g::.g: 
gege- wie- rück- geec- Iwte - 'rUck-
ben be'1 sen Il;e- we- reif 

! 
sen ge- gen wie- wie- Ges. sen I ser. ode'" , 

oder oder 

I ein- ein- Vdg. 

I 
:?rü-

I i 
ge- ge-

f~g 

I stellt stell t , 

I I 
oder 
var-

I tagt 

1 Vermdgensrechtli- I 
I , 

che Ansprüche nach 1 10 10 3 3 2 - 1 2 1 9 .0 
Art. 137 B-VG ( A ) - , 

I I 
I 

Meinungsverschie- I 
denheiten mit dem - - ,- - - - -

I 
- I - - - -

Rechn~'1gshof nach 

I 
Art. 126a B-VG 
(K R) 

Kompetenzkonflikte 
nach Art. 138 Abs. 1 - 2 4 1 - - - - 3 - 2 2 
B-VG (K I) 

I 
, 

Kompetenzfeststel- i 
~ lungen nach Art . 138 - 1 1 1 - - -

I 
- - - 1 1 

Abs. 2 B-VG (K 11) 
I 

I I 

Prüfungen von 
Verordnungen nach - 3 41 26 6 - - - - 1 11 12 
Art. 139 B-VG ( V ) 

rüfung von Gesetzen 
6 nach Art. 140 B-VG - 40 10 17 8 - - 1 - 10 10 

( G ) 

Wahlanfechtung 
nach Art. 141 B-VG - 1 11 , 3 , - - 4 3 - 3 
( W I ) 

Anträge auf Mandats-
verluste nach Art . 141 - - 1 - 1 - - - - - - -
B-VG ( i'l II ) 

Anklagen ge gen ob er-
ste or~ane des Bun-
des un der Landes- - - - - -verwaltung nach - - - - - - -
Art . 142 -.md 143 B-VG 
( E ) 

\ . 
Beschwerden nach 16 212 537 58 82 8 24- 87 91 18 397 415 Art . 144 B- VG ( B ) 

Beschwerden wegen 
Völkerrechtsverlet - - - - -zu:J.g nach Art. 145 - - - - - - - -
B--lG ( :aVö) I 

17 235 6t.5 100 112 19' 24- 1 88 1,01 23 I 430 453 
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